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Geleitwort 

Die vorliegende Abhandlung bildet einen wesentlichen Baustein zur Verwirk-
lichung der Absicht, die "Beiträge zum Parlamentsrecht" eines Tages zu einer 
flächendeckenden Reihe einschlägiger Monographien werden zu lassen, die das 
Parlamentsrecht der Bundesrepublik Deutschland behandeln. 

Die Fragestunde ist ein zentrales Kontrollinstrument des parlamentarischen 
Regierungssystems, des Verhältnisses von Parlament und Regierung also, deren 
Einrichtung und Ausbau immer als wichtiger Bestandteil der Auseinanderset-
zung zwischen den Staatsorganen, vor allem aber auch als wünschenswerte und 
notwendige Darstellung des Parlamentarismus vor der Öffentlichkeit begriffen 
wurde. 

Die Untersuchung behandelt alle einschlägigen Fragestellungen von der 
historischen Entwicklung über die Bedeutung der Fragestunde in der gegenwär-
tigen parlamentarischen Praxis bis zu Reformvorschlägen. Ihre Gründlichkeit 
verbürgt einen Fortschritt der Parlamentsrechtswissenschaft. 

Norbert Achterberg 





Vorwort 

Die vorliegende Untersuchung ist Thema einer Dissertation, die Anfang 1986 
fertiggestellt wurde. Rechtsprechung und Literatur sind bis dahin berücksich-
tigt. 

Für die wissenschaftliche Betreuung danke ich ganz herzlich meinem 
Doktorvater, Herrn Professor Dr. Friedrich E. Schnapp. Darüber hinaus erhielt 
ich wertvolle Anregungen aus der Praxis durch die Herren Ministerialdirigent 
Dr. Kabel, Leiter des Büros der CDU / CSU-Bundestagsfraktion, Ministerialrat 
van Heiß, Leiter der Zentralstelle für Petitionen und Eingaben beim Deutschen 
Bundestag und Regierungsdirektor Dr. Roll, Leiter des Referats Parlamentsse-
kretariat beim Deutschen Bundestag. 

Hans-Ulrich Geck 
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A. Aufgabe und Gang der Untersuchung 

In der Fragestunde am 18. Juni 1982 fragte der Abgeordnete Dr. Kübler 
(SPD) die Bundesregierung nach den Lagerungsorten chemischer Kampfstoffe 
im Viernheimer Wald 1. Für die Bundesregierung antwortete der Parlamentari-
sche Staatssekretär Dr. Penner: "Der Bundesregierung ist bekannt, wo amerika-
nische chemische Munition auf dem Territorium der Bundesrepublik Deutsch-
land gelagert wird. Ortsangaben über die Lagerung chemischer wie nuklearer 
Sonderwaffen unterliegen jedoch strengen Geheimhaltungsbestimmungen. " 

Die Ablehnung der Bundesregierung, auch andere parlamentarische Anfra-
gen nach den Lagerplätzen, der Zusammensetzung und dem Umfang chemi-
scher Kampfstoffe zu beantworten, veranlaßte den Fragesteller und weitere 16 
Abgeordnete der SPD2, am 18. Februar 1983 Organklage zu erheben3 , über die 
vom Bundesverfassungsgericht noch nicht entschieden worden ist. 

Die Entscheidung wird über eine eventuell bestehende Auskunftspflicht der 
Bundesregierung auf Mündliche Anfragen Antwort geben. In Anbetracht der 
Relevanz dieses Problems ist daher eine grundlegende Untersuchung der 
Rechtssituation dringend geboten. Auch andere Rechtsfragen bedürfen in 
diesem Zusammenhang einer Klärung. Obwohl Anlage 4 der Geschäftsordnung 
des Deutschen Bundestages eine ausführliche Regelung des Ablaufs der 
Fragestunde bereithält, wird engagiert um die formale und inhaltliche Zulässig-
keit der Fragen der Abgeordneten an die Bundesregierung gestritten4 . Der 
Bundestagspräsident, der als Vertreter des Bundestages die Fragen an die 
Bundesregierung weiterleitet, wird wegen seiner ihm bei der Vorbereitung und in 
der Fragestunde zugewiesenen Rechte nach Anlage 4, die einen ordnungsgemä-
ßen Ablauf gewährleisten sollen, von Kritik sowohl von seiten der Abgeordne-
ten als auch von seiten der Bundesregierung nicht ausgenommen. 

Im ersten Teil der Arbeit wird zunächst die historische Entwicklung der 
Fragestunde unter Berücksichtigung ihres Vorbildes, der Question Time im 
House of Commons, behandelt. Der historische Abriß zeigt die Bedeutung der 

1 BT StenB 9. WP, 109. Sitz., 25.6.1982, S. 6689; BT-Drs. 9/1757 Fragen 96 und 97. 
2 Lieselott Blunck, Peter Büchner, Lothar Curdt, Freimut Duve, Klaus Immer, Klaus-

Dieter Kühbacher, Uwe Lambinus, Kurt Leuschner, Dr. Adolf Müller-Emmert, Hugo 
Collet, Horst Peter, Renate Schmidt, Horst Sielaff, Klaus Thüsing, Karsten D. Voigt, Gert 
Weisskirehen. 

3 Az: 2 BvE 6/83. 
4 Zur Zulässigkeit der Fragen und zum Streit über die Rechtsstellung des Bundestags-

präsidenten geben die internen Materialien zur Fragestunde im Parlamentssekretariat der 
Bundestagsverwaltung Auskunft. 

2 Geck 
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parlamentarischen Praxis für die Handhabung der Richtlinien auf. Auf dieser 
Grundlage wird das Verständnis für die folgende Untersuchung der schon 
angeschnittenen Rechtsprobleme erleichtert. Im letzten Teil wird auf den 
Stellenwert der Fragestunde in der parlamentarischen Praxis eingegangen. Nach 
Erörterung der Gründe für die geringe Beteiligung der Abgeordneten an der 
Fragestunde enden die Betrachtungen mit einem Verbesserungsvorschlag, der 
Anlaß zu einer Änderung des Verfahrensablaufs sein könnte. 



B. Die historische Entwicklung der Fragestunde 

I. Die Question Time im House of Commons als Vorbild 
für die Fragestunde im Deutschen Bundestag 

Schon kurz nach der Konstituierung des Deutschen Bundestages im Jahre 
1949 kam der Gedanke auf, in die Geschäftsordnung eine Regelung zur 
Fragestunde entsprechend der englischen Question Time aufzunehmen, in der 
Regierungsmitglieder auf kurze Fragen der Abgeordneten im Plenum des 
Parlaments Rede und Antwort zu stehen hätten 1. Diskussionsforum für diesen 
und andere Vorschläge zur Geschäftsordnung waren der Geschäftsordnungs-
und Immunitätsausschuß und, wenn auch in einem geringen Maße2 , der 
Organisationsausschuß3. 

Am 29. November 1949 berichteten die Abgeordneten Lisa Korspeter (SPD) 
und Willy Max Rademacher (FDP) vor dem Organisationsausschuß über einige 
Einrichtungen des englischen Parlaments, insbesondere über die Fragestunde, 
die sogenannte Question Time. Anläßlich einer Einladung des englischen 
Politikers Steven King Hall hatten sie an einer Sitzung des Unterhauses, des 
House of Commons, teilgenommen, in der sie gerade eine Question Time 
miterlebten4 . Sie waren von der Lebendigkeit der Question Time sehr beein-
druckt und konnten "aufgrund ihrer Erfahrungen in London dem Ausschuß 
wertvolle Anregungen geben". Weiter ist im ProtokolP nachzulesen: 
"Dieses Verfahren (die Fragestunde) weist eine Reihe von Vorzügen auf; die Abgeordne-
ten haben die Möglichkeit, sich über Fragen, die z.B. aus der Bevölkerung ihrer 
Wahlkreise an sie herangetragen werden, jederzeit zu informieren und die Abstellung von 
Mißständen einzuleiten; die Opposition, die außerhalb der Verwalfung steht, kann sich 

1 Schindler, Die Funktion der Fragestunde des Deutschen Bundestages, S. 37; Witte-
Wegmann, Recht und Kontrollfunktion der Großen, Kleinen und Mündlichen Anfragen 
im Deutschen Bundestag, S. 54. 

2 Dies ergibt eine Durchsicht der Materialien Bd. I und 11 zur Geschäftsordnung des 
Deutschen Bundestages vom 6.12.1951. 

3 Der Organisationsausschuß stellte sowohl von der Aufgabenstellung her, nämlich der 
Lösung technischer Probleme wie der Beschaffung von Arbeitsräumen für die Abgeordne-
ten, als auch personell nicht das für die Diskussion von Geschäftsordnungsfragen 
geeignete Gremium dar. Er hielt sich dennoch für kompetent, in Geschäftsordnungsfragen 
Vorschläge bis in Einzelheiten ausarbeiten zu dürfen, und diese dann als Anregung an den 
Geschäftsordnungsausschuß weiterzugeben, vgl. Org.-Ausschuß, 1. WP, Protokoll der 5. 
Sitz., 22.11.1949, Mat. Bd. I, S. 30 a. 

4 Schindler, Die Funktion der Fragestunde, S. 37. 
5 Org.-Ausschuß, 1. WP, Kurzprotokoll, 6. Sitz., 29.11.1949, Mat. Bd. I, S. 30 b. 
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